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Drucksache 1318 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen; 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Erhebung einer Ergänzungsabgabe für soziale 
Hilfsmaßnahmen im Kohlebergbau 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

Artikel 1 

Der Bund erhebt in den Rechnungsjahren 1960 
bis 1963 eine Ergänzungsabgabe auf die körper- 
schaftsteuerpflichtigen Gewinne in Höhe von zwei 
vom Hundert des Betrages der veranlagten Körper- 
schaftsteuer. : Das Gesetz tritt am 1. April 1960 in Kraft. 

Bonn, den 26. Oktober 1959 

Ollenhauer und Fraktion 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 


Begründung 


Die Bundesregierung behauptet, zur Deckung der 
von ihr vorgesehenen sozialen Maßnahmen zugun- 
sten von Bergarbeitern, die durch Feierschichten 
und Entlassungen betroffen werden, stünden 
Deckungsmittel nicht zur Verfügung. Genaue An- 
gaben über den Umfang der zu erwartenden Mehr- 
ausgaben liegen bisher nicht vor. Der Jahresbetrag 
dürfte nach Sachverständigen-Schätzungen zwischen 
100 und 120 Millionen DM liegen. 

Die Sozialdemokratische Fraktion ist der Auffas- 
sung, daß ein solcher Betrag im Hinblick auf die 
Steuereingänge aus laufenden Etatsmitteln bestrit- 
ten werden kann. Um jedoch der Bundesregierung 
den Vorwand zu nehmen, ausreichende Deckungs- 


mittel stünden nicht zur Verfügung, wird der An- 
trag gestellt, eine Ergänzungsabgabe auf die kör- 
perschaftsteuerpflichtigen Gewinne in Höhe von 
2 vom Hundert des Betrages der veranlagten Kör- 
perschaftsteuer zu erheben. 

Durch die vorgeschlagene Ergänzungssteuer wird 
der aufzubringende Betrag auf breite, tragfähige 
Schichten verteilt. Die Form der Ergänzungsabgabe 
sichert, daß das gesamte Mehraufkommen dem 
Bund für den vorgesehenen Zweck zur Verfügung 
steht. Durch die Ergänzungsabgabe wird nur ein 
kleiner Bruchteil der in den vergangenen Jahren 
durchgeführten, nach Auffassung der Sozialdemo- 
kratischen Fraktion ungerechtfertigten Körper- 
schaftsteuersenkungen wieder rückgängig gemacht. 
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